
Einschließlich der vereinfachten. Änderung lt. Ratsbeschluß vom 17.12.2013

3. Änderung

Vereinfachte Änderung lt.
Ratsbeschluß vom 17.12.2013

X
X

06.04.2016

Ursprungsplan

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), in der 
zuletzt geänderten Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  - BauNVO -) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Planzeichenverordnung  1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 I S. 58).

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  - Landesbauordnung  - (BauO NRW)  in der Fassung 
der Bekanntmachung  vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256) (1), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gemeindeordnung  Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  (Landeswassergesetz  - LWG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz  (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), 
in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntmachung  vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landschaftsgesetz  NRW (LG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 21.07.2000 (GV.NRW. S. 568) 
in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung. 

RECHTSGRUNDLAGEN

B 47
5

Lärmpegelbereiche

3. Änderung

13
,0

3,
0

5,
0

3,
0

5,
5

5,
0

5,0

3,1

Lä
rm

pe
ge

lbe
rei

ch

Lä
rm

pe
ge

lbe
rei

ch
IV
IIILä

rm
pe

ge
lbe

re
ich

Lä
rm

pe
ge

lbe
re

ich
V

IV

Lärm
pegelbereich

Lärm
pegelbereich

III

II

M
er

tz
st

ra
ße

M
er

tz
st

ra
ße

    

FÜR DIE 3. ÄNDERUNG
ERLÄUTERUNGEN

1

2

Grenze des Geltungsbereiches der 3. Änderung

Änderung von „private Grünfläche - Grabeland“ in „Allgemeines Wohngebiet“ 
und „Straßenverkehrsfläche“

Aufnahme der textlichen Festsetzungen Nr. 8 für den Geltungsbereich der 
3. Änderung

1

ÄNDERUNGSVERFAHREN

Der Rat der Stadt hat am __ . __ . ____ gem. § 2 i.V.m. § 13a des Baugesetzbuches  diese 3. Änderung 
des Bebauungsplanes  beschlossen. Dieser Beschluss ist am __ . __ . ____ ortsüblich bekannt gemacht worden.

, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Bürgermeister Schriftführer

Der Rat der Stadt hat am__ . __ . ____ gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  beschlossen, diese 
3. Änderung des Bebauungsplanes  - Entwurf mit Begründung - öffentlich auszulegen.

, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Bürgermeister Schriftführer
 

Diese 3. Änderung des Bebauungsplanes   - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 3 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches  in der Zeit vom__ . __ . ____ bis__ . __ . ____ einschließlich zu jedermanns Einsicht  
öffentlich ausgelegen.
Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am__ . __ . ____ 
Diese Auslegung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2
des Baugesetzbuches  durchgeführt .

, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

Der Rat der Stadt hat am__ . __ . ____ gem. § 10 des Baugesetzbuches diese 3. Änderung des
Bebauungsplanes  als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt .

, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Bürgermeister Schriftführer

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches  ist der Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes  
am __ . __ . ____  ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung  ist dieser 
Bebauungsplan  in Kraft getreten.

, den __ . __ . ____ 

................................
Bürgermeister

8. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN  
(gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB )

Zum Schutz vor Lärmeinwirkungen  durch den Straßenverkehr  der B 475 werden bei einer 
baulichen Errichtung oder baulichen Änderung von Räumen, die nicht nur zum vorübergehenden  
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, unterschiedliche  Anforderungen an die Schalldämmung 
von Außenbauteilen gestellt (Gutachten Langguth, Ahaus 10.08.2016).

Zur Festlegung der erforderlichen Luftschalldämmung  von Außenbauteilen gegenüber Außenlärm 
werden in der DIN 4109 verschiedene Lärmpegelbereiche  zugrunde gelegt, denen die 
vorhandenen oder zu erwartenden „maßgeblichen Außenlärmpegel“  zuzuordnen sind. Für 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen  von Wohnungen (mit Ausnahme von Küchen, Bädern und 
Hausarbeitsräumen)  sind die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anforderungen an die 
Luftschalldämmung  einzuhalten:

Die Berechnung des resultierenden Schalldämmaßes R'w.res hat nach der DIN 4109 zu erfolgen. 
Bei der Anordnung von Lüftungseinrichtungen/  Rollladenkästen ist deren Schalldämmaß bei der 
Berechnung des resultierenden Schalldämmaßes R'w.res zu berücksichtigen.

Für überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen mit Fenstern innerhalb der Lärmpegelbereich  
III, IV, V sind schallgedämmte  Lüftungen vorzusehen.
Alternativ sind Grundrisse der Wohngebäude innerhalb der Abgrenzung dieser Lärmpegelbereiche   
so zu gestalten, dass an den zur Lärmquelle zugewandten Fassaden nur Wohn- und 
Nebenräume vorgesehen werden (Schallschutzgrundrisse) . Es sind die Anforderungen an das
resultierende Schalldämmmaß zu beachten.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18.12.1990 BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28.12.2016 (GV NRW S. 1162), in der zuletzt geänderten 
Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in der 
Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 
S.2585), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 
BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
11.2016 GV. NRW. S. 934), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung. 
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